
   13. Juni:  Strategien für Neukölln
Erste bündnisgrüne Neuköllnkonferenz diskutiert über
Handlungsschritte zur Lösung der sozialen und sozial-
ethischen Probleme von Nordneukölln.
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Linke nicht EU-tauglich                                                                           

Neuköllns schöne Seiten

Neuköllner Stachel

Unbedingt „pro Ethik“ stimmen!
Die Neuköllner Jugendstadträtin Gabi Vonnekold
will, dass Kinder gemeinsam im Fach Ethik reli-
giöse, kulturelle und demokratische Werte lernen.
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Für die Linkspartei ist die Welt mal wieder einfach:
Europa? Zu wenig sozial, dagegen - fertig!  Aber so 
wird Europa nicht bewegt, meint Michael Wendt.    
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Europa in Neukölln -
Neukölln für Europa

EU-Städtepartnerschaften: Mehr als ein Alibi

 

...übrigens: 
Der                        

ist auch online verfügbar:
www.gruene-neukoelln.de

Neuköllner Stachel

Zur Europa-Wahl:
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Grüner New Deal
für Jobs und Klimaschutz
Von Michael Cramer, Mitglied des Europa-Parlaments

Es ist offensichtlich: Klimaschützer haben es schwer, 
seit die Wirtschaftskrise wütet. Die Bundesregierung 
verteilt Geldgeschenke an jeden Autokäufer – egal, 
ob er wenigstens einen sparsamen Kleinwagen 
oder einen klimakillenden Porsche kauft. Steuer-
Milliarden þieÇen in die Aufrechterhaltung der 
PS-Industrie, Bedingungen im Interesse des 
Umweltschutzes knüpft man daran nicht. 
Im Gegenteil: EU-Industriekommissar Verheugen 

Strenge EU-Grenzwerte für den CO2-
Ausstoß von Neuwagen haben er und  
die Kanzlerin ohnehin verhindert. 
‚Klimawandel’ scheint urplötzlich aus 
dem Vokabular der Mächtigen getilgt. 
Aber ist es denn wirklich notwendig, 
auf die Krise mit ökologischer 
Verantwortungslosigkeit zu reagie-
ren?

Weichen stellen...
Wir Grünen denken da anders. Denn 
gerade jetzt, da die Staaten enorme 
Summen in die Hand nehmen, um 
die Wirtschaft mit öffentlichen 
Ausgaben wieder in Fahrt zu 
bringen, müssen sie die Weichen 
für mehr Klimaschutz stellen. Mit 
Investitionen in Wärmedämmung und 
Energieeinsparung, in den öffentlichen 
Nahverkehr und die Verbesserung des 
europäischen Schienennetzes. Das ist 
unser Vorschlag für einen Weg aus der 
Krise, – für einen ‚Green New Deal.’
Gerade beim Schienennetz gäbe 
es viel zu tun in der EU. So sind 
viele Verbindungen in die neuen 
östlichen Mitgliedsstaaten in 
einem beklagenswerten Zustand. 
Investitionen hier dienen nicht nur 
dem Zusammenwachsen Europas, sie 
sind umweltpolitisch von zentraler 
Bedeutung. Denn mit welchen 
Transportmitteln das europäische 
Verkehrsaufkommen in Zukunft 
weiter wachsen wird - mit der kli-
mafreundlichen Bahn oder, wie bisher, 
mit LKW und Flugzeug  -  ist eine 
Schlüsselfrage für die Bekämpfung des 
Klimawandels. Ein knappes Drittel des 
CO2-Ausstoßes in Europa verursacht 
der Verkehr. Um 30 Prozent haben 
die Emissionen in diesem Bereich 

Politik für unsere Zukunft - für Europa

fordert eine ‚Regulierungspause’ für die Autoindustrie – angesichts der 
Krise seien weitere ¥ko-Auþagen unangemessen. 

seit 1990 zugelegt. Die mit großem 
Aufwand erzielten Reduktionen im 
Industriesektor wurden dadurch mehr 
als wettgemacht. 
Die logische Folgerung: Die Bahn 
müsste von der Politik besonders 
gefördert werden. Das Gegenteil aber 
ist der Fall. Noch immer besteht die 
Steuerbefreiung auf Flugbenzin – das 
sind in der EU jedes Jahr 14 Millionen 
Euro. Sie war einst dem jungen 
Luftverkehr als Anschubýnanzierung 
zugedacht. Die Bahn hingegen zahlt 
für ihren Diesel Mineralölsteuer und ist 
zudem auch noch durch den Stromkauf 
am Emissionshandel beteiligt. LKW 
zahlen in machen EU-Staaten nur 
auf der Autobahn Mautgebühren, in 
anderen Staaten gar keine. Die Bahn 
hingegen muss - so schreibt es die 
EU vor - für jede Lokomotive auf 
jedem Streckenkilometer in Form der 
Trassenpreise eine Maut erheben. Das 
Gros der EU-Fördermittel für regionale 
Verkehrsprojekte geht dennoch stets in 
den Straßenbau. 

Viele wichtige Schritte
Wir Grüne im Europäischen 
Parlament wollen diesen Unsinn 
stoppen und zumindest faire 
Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den unterschiedlichen Verkehrsträgern 

herstellen. Viele wichtige Schritte 
wurden seitdem erreicht. So stimmte das 
Parlament 2007 der Empfehlung meines 
„Berichtes zum 1. Eisenbahnpaket“ 
zu, fortan mindestens 40 Prozent der 
EU-Ko-Finanzierung im Verkehr in 
die Schiene þieÇen zu lassen. Dar¿ber 
hinaus haben wir die Einführung 
europaweit gültiger Fahrgastrechte 
erreicht. Und mit der Einführung eines 
europaweit gültigen Lokführerscheins 
– Lok und Lokführer sind bisher 
noch bei jedem Grenzübertritt 
auszuwechseln – ist die Grundlage 
für ein einheitliches europäisches 
Schienennetz gelegt worden. So wird 
der internationale Bahntransport 
billiger und konkurrenzfähiger.
Doch entscheidend bleibt, wo die 
knappen öffentlichen Gelder investiert 
werden. Beschämend ist, dass 
ausgerechnet Berlin sich weigert, den 
Ausbau des ÖPNV mit EU-Geldern 
voranzutreiben. Stattdessen baut 
man lieber Autobahnen. So bleiben 
sinnvolle Projekte wie die Anbindung 
des Märkischen Viertels an das 
Ostberliner Straßenbahnnetz oder die 
Straßenbahn von Friedrichshain zum 
Hermannplatz auf der Strecke. Dabei 
wäre es einfach, von der EU dafür 
Fördermittel zu erhalten.
 Die Produkte von heute sind morgen 
nicht mehr wettbewerbsfähig. Wir 
Grüne wollen mit dem Grünen New 
Deal Arbeitsplätze für die Zukunft 
sichern und das Klima schützen. Wann, 
wenn nicht jetzt, ist das möglich. Denn 
wir wissen: Den Klimawandel, die 
Ressourcen- und Energiekrise kann 
man nur zusammen lösen. Wer den 
Kampf gegen den Klimawandel für 
Luxus erklärt, hat auch den Kampf um 
die Jobs von morgen verloren. Deshalb 
brauchen wir den Grünen New Deal!

Zaanstad
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      Tschechien

Usti nad Orlici
    Tschechien

Die ersten Städtepartnerschaften des 
Bezirks Neukölln sind im Juni 1955 
begründet worden, und zwar mit 
den Städten Anderlecht, Boulogne-
Billancourt, Hammersmith-Fulham 
und Zaanstad. Besonders die 
Partnerschaften mit internationalen 
Städten hatten die Aufgabe, nach 
der Überwindung der Folgen des 
Zweiten Weltkrieges sowie der 
Teilung Berlins die Anbindung 
West-Berlins an das westliche 
Europa aufrecht zu erhalten.  
Später - nach dem Fall der Mauer 
- traten die alten, vierzigjährigen 
Beziehungen zunehmend in den 
Hintergrund. Bundesdeutsche 
und westeuropäische Städte bzw. 
Kommunen suchten den Kontakt 
mit solchen in der ehemaligen DDR 
oder in Ost-Europa. Auch Neukölln 
verhielt sich in diesem Sinne: Bereits 
am 6. November 1989 (!) wurde 
nach einer Reise von Mitgliedern 
des  Bezirksamts und der Neuköllner 
Bezirksverordnetenversammlung 
eine Partnerschaft mit Usti nad Orlící 
begründet. Neuköllns hatte und 
hat zu dieser Stadt eine besondere 
Beziehung: Sie gilt als Heimat der 
bºhmischen Glaubensþ¿chtlinge, 
die sich im böhmischen Dorf in 
Rixdorf  ansiedelten…
Daneben galten Aufmerksamkeit 
und Unterstützung des Bezirks nach 
der Wende auch dem Nachbarbezirk 

Treptow, dem südlichen Umland von 
Neukölln und der Stadt Puschkin bei 
St. Petersburg.
Die frühen Bemühungen des 
Bezirks Neukölln, „Europa auf sich 
zukommen zu lassen“ blieben nicht 
unbeachtet: So wurde dem Bezirk 
schon 1987 der Europapreis des 
Europarates für sein besonderes 
Bemühen um die europäische 
Einigung im Rahmen seiner akti-
ven Städtepartnerschaftsarbeit ver-
liehen. 
Neukölln, mit Einwohnern aus 
über 160 verschiedenen Nationen, 
leistet seit Jahren mit innovativen 
Modell-Projekten einen Beitrag 
zur gesellschaftlichen Integration, 
zur nachhaltigen Stadtentwicklung 
sowie zur Förderung bürgerschaft-
lichen Engagements. 
Europarat und die Europäische 
Kommission haben daher Neukölln 
als einzige deutsche „Stadt“ 
ausgewählt, gemeindam mit 11 
anderen europäischen Städten 
„interkulturelle Strategien“ zu ent-
wickeln. 
Für den Europarat ist Neukölln „der 
Blick in die Zukunft“. Und: „Die 
Interkulturalität, die hier bereits 
Normalität ist, wird in einigen Jahren 
die Realität vieler Städte ein.“ 
Auf gute Partnerschaft, Europa! 
Auch Städtepartnerschaften zählen 
zu Neuköllns schönen Seiten.     jüb

Was die Grünen wollen...
Wir GRÜNE möchten Sie für drei Dinge gewinnen:
                 -  an der Europawahl am 7. Juni 2009 teilzunehmen,
                 - bei dieser Wahl GRÜN zu stärken 
                 - und sich selbst darüber hinaus für die Gestaltung Europas zu
                  engagieren!
Europa hat mehr Einþuss, als es den meisten B¿rgerinnen und B¿rgern 
bewusst ist.
Viele der globalen Probleme, die uns alle betreffen, können nur von der 
Europäischen Union gelöst werden. Herausforderungen wie Klimawandel und 
Energiesicherheit, die Weltýnanzkrise, soziale Gerechtigkeit im globalisierten 
Wettbewerb, gerechter Welthandel, Schutz vor internationaler Kriminalität 
und Terrorismus kann heute kein Staat mehr alleine bewältigen.
Doch dafür braucht es eine andere Politik in Europa. 

Deshalb am 7. Juni GRÜN wählen!
           Gut für Europa und gut für Neukölln.
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Mail: vorstand@gruene-neukoelln.de
Bezirksgruppe:
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thelsdorfer Str. 9  (nächsten Termin 
bitte telefonisch erfragen).
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Stadtentwicklung, Gr¿nþªchen:
Jürgen Biele, 663 56 40
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Carola Scheibe-Köster,  68 09 27 73
Gesundheit, Umweltschutz: 
Gabriela Gebhardt 603 77 54
Homepage der Bezirksgruppe:
Jochen Biedermann, 0163 2891707
Soziales und Verkehr:
Bernd Szczepanski,  625 72 54
Wirtschaft:
Peter Klopp, 61303985
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  Michael Cramer, Mitglied des
  Europa-Parlaments:

 Bericht aus Brüssel

Grüne Positionen...
Zur Europa-Wahl: Sarrazin hat wieder

zugeschlagenLinkspartei nicht europatauglich!
Gemeinsames Europa für globale Gemeinsamkeit

„Ethnische Ökonomie“
Erklärungen zu einem viel diskutierten Begriff

von Michael Wendt
Zwischen November 2007 und Juni 2008 fällte der Europäische Gerichtshof 
gleich vier Urteile, die den Unternehmerrechten Vorrang vor den Rechten 
der Arbeitnehmer einräumt. Ganz sicher vier bittere Urteile. In einer 
Resolution hat das Europäische Parlament darauf reagiert und fordert, 
dass die „wirtschaftlichen Freiheiten, wie sie in den Verträgen verankert 
sind, so ausgelegt werden, dass sie nicht die Wahrnehmung grundlegender 
Sozialrechte beeinträchtigen,...“ Auch wenn die Resolution keinen 
verbindlichen Charakter hat, ist sie doch ein Hinweis auf das Ringen um 
eine soziale Ausgestaltung der Europäischen Union. Auch darum geht es bei 
den kommenden Europawahlen.

Für die Linkspartei ist die Welt - in 
diesem Fall Europa - mal wieder 
einfach: Zu wenig sozial, dagegen - 
fertig! Wir könnten noch ergänzen 
„zu wenig ökologisch“, zu militärisch 
ausgerichtet und vieles mehr. 
Aber „dagegen und fertig“ ist der 
falsche Weg mit diesen Problemen 
umzugehen. Europa, das müssen wir 
uns hin und wieder vor Augen führen, 
umfasst nicht einmal halb so viele 
Menschen wie China oder Indien, 
und wenn überhaupt, so wird nur 
das gemeinsame Europa auf diesem 
Globus eine Rolle spielen können. 
In der Debatte um den Klimawandel 
verstehen es inzwischen fast alle. Die 
Ausdehnung der Wüstenregionen und 
der steigende Meeresspiegel treffen 
zwar in erster Linie die Armutsregionen 
der Welt, beides ist aber von den 
reichen Industriestaaten des Nordens 
verursacht. Keine Nation, kein Staat 
der Welt wird auf sich allein gestellt 
den Klimawandel aufhalten. Die 
globale Gemeinsamkeit ist zwingend 
und nur ein gemeinsames Europa wird 
auf dem Globus ernsthaft mitreden 
können.
Ähnliches gilt für die Wirtschafts- und 
Finanzwelt. Gerade in der aktuellen 
Finanzmarktkrise wird deutlich, 
dass die Welt - und auch Europa - 
gemeinsame Regeln braucht. Dadurch 
werden nationale Regeln zwar nicht 

¿berþ¿ssig, sie allein - das beweisen 
auch die sogenannten Steueroasen - 
werden aber wohl nicht reichen, und 
selbst Nichtmitglieder der EU wie 
Island sind inzwischen von europäischer 
Solidarität abhängig, auch wenn die 
durchaus im eigenen Interesse ist.

Wir brauchen Europa
Aber Europa ist schwer zu machen.Es 
gibt viele unterschiedliche Traditionen 
und Kulturen. Da trifft das laizistische 
Frankreich auf das katholische Polen, 
mit den Atommächten Frankreich 
und Großbritannien muss über 
Abrüstungspolitik diskutiert werden, 
und osteuropäische Staaten, die sich 
vor gerade zwanzig Jahren aus der 
Vorherrschaft der Sowjetunion befreit 
haben, müssen auf einen konstruktiven 
Dialog mit Russland mitgenommen 
werden. Europa ist wahrlich kein 
„Wünsch-Dir-Was“, aber wir müssen 
es wollen.       
Wenn die Rechtsparteien in Europa 
dagegen mobil machen, so ist das 
nachvollziehbar. Deren Weltbild 
verharrt traditionell in nationaler 
Engstirnigkeit. Für die Linke - und 
hier ist nicht die Partei gemeint - kann 
dieser Weg nicht gangbar sein.
Angesichts der aktuellen Regie-
rungskrise in Tschechien und der noch 
ausstehenden Volksabstimmung in 
Irland steht der Lissabon-Vertragauf der 

Kippe. Der Vertrag enthält tatsächlich 
viele Passagen, die politisch fragwürdig 
sind. Sollte der Vertrag kippen, werden 
sich viele freuen: Oskar Lafontaine in 
Deutschland ebenso wie Le Pen in 
Frankreich. Aber Europa würde um 
Jahre zurückgeworfen und die Debatte 
wird von vorn beginnen. Die Stichworte 
sind klar: Kerneuropa, Europa der zwei 
Geschwindigkeiten oder doch nur 
Freihandelszone?  Europa wird sich als 
nur relativ handlungsfähig erweisen in 
einer Zeit, in der sich - vielleicht - mit 
einem neuen US-Präsidenten Obama 
als Partner wichtige Chancen ergeben.
Natürlich könnte die europäische 
Linke einen neuen sozialeren 
Verfassungsentwurf produzieren,   
und die europäischen Grünen einen 
ökologischeren, der Vatikan könnte 
erneut einen stärkeren Gottesbezug 
für die Verfassung fordern, 
irische, spanische und polnische 
Abtreibungsgegner eine stärkere 
Verankerung ihres Verständnisses von 
Lebensschutz usw… 

Europa bewegen 
Aber so wird es kein politisches 
Europa geben. Europa wird sich als 
politische Konstruktion nur dann 
weiter entwickeln können, wenn eine 
Mehrheit in den europäischen Staaten 
begreift, dass sie die jeweils eigenen 
Idealvorstellungen nicht zum Maßstab 
für alle anderen erheben kann. 
Wir sind ein Teil Europas. Aber  dieses 
Europa  muss demokratischer, sozialer 
und ökologischer werden. Dafür stehen 
die Grünen zur Europawahl. 
Bis dahin lieber nicht mitzumachen, 
das scheint derzeit der Kern der 
Europapolitik der Linkspartei zu sein. 
Aber so wird Europa ganz bestimmt  
nicht bewegt. 

Zum Ende seiner Amtszeit beschreibt er in 
gewohnt überspitzter und drastischer Art 
die sozialen Probleme Berlins. Er legt den 
Finger in die Wunde, die Klaus Wowereit 
am liebsten ignoriert. Wowereit fühlt sich 
nur für das Berlin der Gewinner zuständig.  
Für ihn gilt: Berlin ist auf dem besten 
aller Wege, Haushaltsprobleme sind 
gelöst, auch wenn die Wirtschaftskrise 
die Bilanz jetzt verschlechtere. Thilo 
Sarrazins Analyse der sozialen Lage der 
Stadt beschreibt einseitig den anderen 
Teil der Wahrheit: Die Zahl der Hartz-
IV-Empfänger steigt stetig, die sozialen 
Probleme nehmen zu. Wie diese Probleme 
gelöst werden können, weiß er nicht. 
Nur dass mehr Geld nicht helfe, lässt 
der Finanzsenator zu seinem Abschied 
wissen. Dabei sind Investitionen in 
Bildung und die soziale Infrastruktur 
dringend geboten, auch wenn sie alleine 
nicht alle Probleme lösen können. 
Außerdem muss der Hartz-IV-Regelsatz 
auf 420 Euro erhöht werden, denn der 
aktuelle Regelsatz reicht nicht zum 
Überleben. Wowereit und Sarrazin 
beweisen mit ihrem jeweiligen Berlin-
Bild, dass dieser Senat nicht in der Lage 
ist, Berlins Zukunft zu gestalten. Der 
eine setzt die rosa-rote Brille auf, der 
andere malt alles schwarz und verweigert 
gleichzeitig jede Hilfe. Beides ist 
gleichermaßen zynisch.     Grüne Presse

Der Verkehr ist der Schlüssel, 
Der Verkehr ist der Schlüssel, 
wenn wir den Klimawandel 
stoppen wollen. Die Emissionen 
haben seit 1990 um 30 Prozent 
zugenommen und damit die 
milliardenschweren Bemühungen 
in anderen Bereichen mehr als 
aufgefressen. Ökologisch, sozial 
und kundenfreundlich – das ist 
unsere Idee von Mobilität. 
Nicht zuletzt auf vehementen 
Druck von uns Grünen 
beschloss die Europäische 
Union 2007 endlich verbindliche 
Entschädigungsregelungen im 
Bahnverkehr. Demnach haben 
Fahrgäste das Recht auf eine 
anteilige Rückzahlung des 
Ticketpreises, wenn ihre Reisezeit 
sich wegen Zugverspätungen um 
mehr als eine Stunde verlängert. 
Auch wenn dies bisher nur für 
Langstrecken gilt, so gelang 
es gegen alle Widerstände der 
Bahn-Lobbyisten, den Einstieg in 
verbindliche Regelungen EU-weit 
zu schaffen.
Im Europäischen Parlament 
haben wir nicht nur für Regress-
Ansprüche für Bahnkunden 
gesorgt, wir Grüne haben 
auch durchgesetzt, dass alle 
Bahnunternehmen eine 
leichte Ticketbuchung und 
Streckenýndung f¿r ihre 
Kunden garantieren müssen. 
Dadurch wird Bahnfahren 
kundenfreundlich und 
transparent – gerade auch im 
Vergleich zum klimaschädlichen 
Flugverkehr.
Wir Grüne denken Mobilität über 
den einzelnen Verkehrsträger 
hinweg. Für uns ist es daher ein 
Erfolg, dass es gelungen ist, den 
Druck auf die Deutsche Bahn 
in dieser Legislatur massiv zu 
erhöhen, damit auch sie endlich 
in allen Fernzügen (inklusive 
ICE) die Fahrradmitnahme 
ermöglicht. Mit Eurostar, Thalys 
und TGV haben bereits drei
Hochgeschwindigkeitsgesell-
schaften reagiert und ermögli-
chen die Fahrradmitnahme. 
Nach der Initiative des
Europäischen Parlaments 
haben sich auch Bundestag 
und Bundesrat von diesem 
Standpunkt überzeugen lassen. 
Ein Erfolg, der zeigt, wie 
europäische Politik der einzelnen 
Bürgerin und dem einzelnen 
Bürger vor Ort hilft.

Unsere Idee 
von Mobilität

Afro-Shops, polnische Lebensmittel, 
türkische Döner-Imbisse, Asia-
Lebensmittel, Balkan-Läden, 
arabische Cafés, italienische 
Pizzerias, türkische Bäckereien… 
Die Vielfalt von kleinen Läden und 
Geschäften, die von InhaberInnen 
mit Migrationshintertgrund in 
Berlin-Neukölln geführt werden, ist 
groÇ. 
Diese Unternehmen werden sowohl 
von wissenschaftlicher als auch von 
politischer und administrativer Seite 
unter dem viel diskutierten Begriff 
„ethnische Ökonomie“ gefasst und 
somit vom „normalen“ (deutschen) 
Unternehmertum unterschieden.
.Man versteht hierzulande unter 
„ethnischer Ökonomie“ im Allgemeinen 
die „selbstständige Erwerbstätigkeit von 
Personen mit Migrationshintergrund 
und abhängige Beschäftigung in von 
Personen mit Migrationshintergrund 
geführten Betrieben,...“ Gleichzeitig 
werden f¿r diese Deýnition bestimmte 
Merkmale herangezogen: Horizontale 
und vertikale Vernetzung zwischen 
den Unternehmern einer Minderheit, 
Zulieferer und die Produkte stammen 
aus den Herkunftsländern der jewei-
ligen Minderheit,  Kunden und die Ar-
beitskräfte kommen aus der eigenen 
Minderheit, eine gewisse Identiýkation 
mit der eigenen Community besteht.“ 

Auf einen Teil der Unternehmen 
scheinen diese Merkmale durchaus zu-
zutreffen. Die Problematik ergibt sich 
in der Verallgemeinerung, denn schaut 
man sich die Unternehmenslandschaft 
etwas genauer an, wird schnell deutlich, 
dass diese sehr viel heterogener ist: 
Blumenläden, die von InhaberInnen mit 
vietnamesischem Migrationshintergrund 
betrieben werden oder die italienische 
Pizzeria, deren Inhaber in Mazedonien 
geboren wurde oder die mexikanische 
Küche mit pakistanischen Köchen. Und: 
Die Produkte stammen oft nicht aus den 
Herkunftsländern der InhaberInnen und 
die Kunden nicht aus der jeweiligen 
migrantischen Gruppe. Dennoch werden 
diese Unternehmen zu den „ethnischen 
Ökonomien“ gezählt. 

Zuständigkeiten
Bis hinein in die zweite Hälfte der 
1990er Jahre befassten sich vor allem 
Ausländerbeauftragte und Sozialver-
waltungen mit „ethnischen Öko-
nomien“. Mittlerweile wird es mehr und 
mehr zu einem Thema der Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik und der 
kommunalen Wirtschaftsförderung. 
Gerade in den letzten Jahren wurde 
die unternehmerische Tätigkeit der 
zahlenmäßig größten Migrantengruppen 
(u. a. UnternehmerInnen mit türkischem, 
italienischem, griechischem, polnischem 

Migrationshintergrund) in Deutschland 
und speziell in Berlin untersucht. 
Diskutiert werden inzwischen nicht 
mehr nur die Entstehungsbedingungen 
und Ausprägung des Unternehmertums, 
sondern auch die Chancen und 
Möglichkeiten, die lokale Ökonomien für 
die soziale Entwicklung von Quartieren 
und Bezirken bringen können, und 
inwieweit sie in diesem Zusammenhang 
auch zur Stärkung von sozialem 
Zusammenhalt beitragen können. 

„Überlebensökonimien“
Auf der anderen Seite darf aber 
nicht übersehen werden, dass die 
wirtschaftliche Situation vieler dieser 
Klein- und Kleinst-Unternehmen, die zur 
„ethnischen Ökonomie“ gezählt werden, 
sehr schwierig ist. Sie werden auch als 
„Überlebensökonomien“ bezeichnet, die 
in der Mehrzahl nicht mit langfristigen 
Perspektiven verbunden sind, sondern 
eher dazu dienen, die Familie „im Hier 
und Jetzt“ über die Runden zu bringen. Für 
viele der UnternehmensgründerInnen ist 
die Selbständigkeit ein Ausweg aus dem 
versperrten Arbeitsmarkt. Nötig wäre 
daher eine erleichterte Anerkennung 
von Ausbildungen, Qualiýkation und 
Abschlüssen, damit Einwanderer ihren 
Qualiýkationen entsprechende Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt erhalten, zum 
anderen aber auch verbesserte Zugänge 
zu Förder- und Kreditinstrumenten für 
die, die sich selbständig machen wollen, 
sowie eine weitere interkulturelle Öffnung 
von Behörden und Verwaltungen. 
                                          Jana Taube 
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 Grüne Randnotizen aus der
Bezirksverordnetenversammlung 

Die Neuköllner Jugendstadträtin hat das Wort:

von Gabriele Vonnekold

Neukölln braucht dringend den 
verbindlichen Ethik-Unterricht

Bürger fragen
Die März-Sitzung der Neuköllner 
Bezirksverordnetenversammlung 
begann mit einer Bürger-Fragestunde.
Neben Fragen zur Verkehrslenkung 
in der Karl-Marx-Straße, dem 
Betrieb einer Freizeiteinrichtung 
in der Hufeisensiedlung sowie 
dem leidigen Thema Hundekot 
wurde zum Thema „Campus Rütli“ 
gleich mehrfach gefragt. Dies gab 
Bezirksstadtrat Wolfgang Schimmang 
(SPD) Gelegenheit, dieses Projekt 
nochmals ausführlich zu erläutern:  
Der gesamtpädagogische Ansatz des 
Konzeptes zum Campus 
Rütli sieht (der Neuköllner 
Stachel berichtete) die 
Einbeziehung aller auf 
dem Gelände liegenden 
Einrichtungen vor. Die 
Gemeinschaftsschule ist 
bereits im letzten Sommer 
gestartet. Planung und 
Finanzierung einer 
Quartiers-Sporthalle sind 
unter Federführung der 
Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung in Vorbereitung, 
hierfür stehen 4,9 Millionen Euro 
bereit. Prognostizierte Schülerzahlen 
für diesen Bereich machen den Neubau 
einer Grundschule unumgänglich. 
Schlechte Nachricht für Kleingärtner: 
Die notwendigen Pausen-, Bewegungs- 
und Sportfreiþªchen machen es 
erforderlich, auch die Fläche der 
Kleingartenanlage „Hand in Hand“ 
einzubeziehen…

Bürger protestieren
Zu Beginn der ordentlichen 
Sitzung der BVV wurden die 
Bezirksverordneten mit dem 
Unmut einiger meist jugendlicher 
Bürgerinnen und Bürger konfrontiert: 
„NPD raus aus öffentlichen Räumen“ 
stand auf einem Banner, das die 
Protestierer auf der Besuchertribüne 
entrollten. Dies wiederum erzeugte 
beim Bezirksbürgermeister Heinz 
Buschkowsky (SPD) Unmut und 
Verärgerung. In einem zuvor an 
die Bezirksverordneten verteilten 
Flugblatt wurde behauptet: „Überall 
werden der NPD Räume und 
Zusammenarbeit verwehrt. Nur 
hier nicht in Neukölln.“ Dies, so 
Buschkowsky, sei objektiv falsch und 
mache ihn deshalb ärgerlich. Mit einem 
Seitenhieb auf die Reinickendorfer 
CDU-Bürgermeisterin Wanjura 
bemerkte er, er wolle sich nicht erst 
durch ein Gericht auf das Prinzip 
der Rechtstaatlichkeit hinweisen 
lassen. Dieses Prinzip zwinge ihn, 
einer demokratisch gewählten Partei 
öffentliche Räume im Bezirk zur 
Verfügung zu stellen. Die Kritik 
Buschkowskys ist zwar rechtlich 
nachvollziehbar, war aber in dieser 
Schärfe leicht überzogen…

Autobahnplan –
keine Fragen erlaubt
Warum bei der Auslegung der 
Planungsunterlagen zum Weiterbau 
der A 100 im Rathaus Neukölln 
„keine Fragen beantwortet oder 
Fachauskünfte gegeben“ werden 
und ob damit nicht „die gesetzliche 
Möglichkeit beschnitten wird, 
Einwendungen zu erheben“ wollte 
der grüne Bezirksverordnete Bernd 
Szczepanski in seiner Mündlichen 
Anfrage vom Bezirksamt wissen. 
Antwort von Bezirksstadtrat Thomas 
Blesing (SPD): Die Senatsverwaltung 

für Stadtentwicklung habe die 
Verantwortung an den Bezirk 
Treptow-Köpenick delegiert, denn 
sie habe nur einen Mitarbeiter, den 
sie dafür „abstellen“ kann. Die 
denkbar schlechteste Anbindung des 
Rathauses Treptow in der Neuen 
Krugallee habe man leider außer 
acht gelassen. Blesing räumte aber 
auch ein, Auskunftsersuchen, die 
„direkte Neuköllner Fragen“ bei 
der Auslegung betreffen, werden 
natürlich von einem seiner Mitarbeiter 
beantwortet. Nachsatz: Es wird 
beobachtet, dass Fragen zur A 100 von 

der Neuköllner SPD 
höchst misstrauisch 
beäugt werden und 
mit Hinweis auf die 
Zählgemeinschaftsver-
einbarung kritisiert 
werden. Warum  nur??

„Kindl-Gelände – 
und nun?“
Falko Liecke, Fraktions-
chef der Neuköllner 
CDU stellte diese leicht 

provokante Mündliche Anfrage, um 
Neuigkeiten zur anstehenden Planung 
zu erfahren. Stadtrat Blesing (nicht 
zu verwechseln mit dem Stadtrat B.) 
meldete „erfreuliche Fortschritte“: 
Die Ansiedlung einer universitären 
Einrichtung nimmt Gestalt an, denn es 
gibt konkrete „Kontakte mit Professoren 
interessierter Privat-Universitäten aus 
Paciýc-Anrainer-Staaten. F¿r Anfang 
Mai ist dazu ein Workshop im Rathaus 
Neukölln vorgesehen. Auch der 
Bauantrag für ein Dialyse-Zentrum 
ist in Arbeit und für die Preußhalle 
hat eine Lebensmittelýlialkette 
„großes Interesse an einer Voll-
sortimentýlialeñ.  Und auch das noch: 
Eine Brauereigaststätte unter der 
Sudkesselhalle wird bald ihre Tore 
öffnen…

„EU“-Euros für Neukölln
Mit einer Großen Anfrage wollte 
die SPD-Fraktion mehr über 
die Nutzung des Europäischen 
Strukturfonds erfahren. Aus der 
umfangreichen Beantwortung des 
Bezirksbürgermeisters: „Europa“ 
hat seit dem Jahr 2000 für Neukölln 
rund 1000 Projekte mit einem Betrag 
von insgesamt 30 Millionen Euro 
gefördert!
Im Bereich des Europäischen 
Sozialfonds stehen dabei Projekte 
zur Förderung von Neuköllner 
Existenzgründungen,  für Beratung 
von Unternehmen sowie zur 
Integration von Langzeitarbeitslosen  
und zur Qualiýzierung und Berufs-
orientierung von Jugendlichen mit 

Migrationshintergrund im Vorder-
grund.
Im Bereich der Wirtschaftsförderung 
und der Infrastrukturentwicklung 
werden drei Projekte vom Bezirk 
gesteuert: Soziale Stadt – hier werden 
von 2007 bis 2009 insgesamt 5,1 
Millionen Euro von „Europa“ für 
Neuköllner Quartiersmanagement-
Gebiete eingesetzt, aus Bundes- 
und Landesmittel kommen (als 
Koýnanzierung) noch 8,2 Millionen 
dazu. Stadtumbau West – hier werden 
für das Gebiet Neukölln-Südring
5,2 Millionen Euro aus dem 
Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung bereit gestellt. 
Als wirtschaftsdienliche Maßnahmen 
soll die Stärkung der regionalen 
Wirtschaftskraft auf Ebene der Berliner 
Bezirke durch „Europa“ gefördert 
werden. Dafür gehen über 400 Tausend 
Euro aus EU-Mitteln nach Neukölln, 
davon 102 Tausend Euro in das Projekt 
Zukunft Rudow, 315 Tausend Euro in 
das Projekt Neuköllner Gewerbehöfe.
Bezirksbürgermeister Heinz Busch-
kowsky vergaß auch nicht, der 
Neuköllner Europa-Beauftragten 
Franziska Giffey ein „dickes Lob“ zu 
zollen für ihr segensreiches Wirken 
für den Bezirk Neukölln. Sie würde 
beweisen, dass Europa in Neukölln 
ankommt, in jeder Beziehung…

Auch Brandbriefe aus 
Neuköllner Kitas?
Eine Große Anfrage der CDU-Fraktion 
wollte die wirtschaftliche Situation 
des Kita-Eigenbetriebes Südost 
hinterfragen.  Gewohnt ausführlich 
ging die Jugendstadträtin Gabriele 
Vonnekold (Grüne) auf die Fragen 
ein: Der Eigenbetrieb schließt für das 
Jahr 2007 mit einem deutlich positiven 
Ergebnis ab und auch 2008 wird ein 
positives Ergebnis erwartet. Die 
Personalsituation – es fehlen derzeit 30 
Erzieher/innen – führt dazu, dass der 
Eigenbetrieb seine Platzkapazitäten 
nicht in vollem Umfang anbieten 
kann. Besonderen Stellenwert in den 
Neuköllner Kindertagesstätten hat die 
Sprachförderung. Der Eigenbetrieb 
Südost legt großen Wert auf die 
Beschäftigung von pädagogischem 
Personal mit Migrationshintergrund, 
besonders mit den Muttersprachen 
Türkisch und Arabisch. Auf eine 
entsprechende Frage räumt Frau 
Vonnekold ein, dass es bessere und 
effektivere Rechtsformen zur Führung 
von Kindertagesstätten gibt, dies war 
immer die Meinung des Bezirksamtes. 
Aber nicht die Rechtsform, sondern die 
Personalgewinnung und -entwicklung 
geben Anlass zur Sorge. Dennoch 
rechnet die Jugendstadträtin nicht mit 
„Brandbriefen“ aus Neuköllner Kitas.

Für die Fachausschüsse…
Eine Reihe von Anträgen wird dafür 
sorgen, dass die Fachausschüsse der 
BVV weiterhin hohen Diskussion- und 
Abstimmungsbedarf haben werden: 
Negativliste für Schmuddelrestaurants, 
Ordnungsämter, anonyme Geburt im 
Vivantes-Klinikum ermöglichen, mehr 
Grün für Neuköllns Straßen, besserer 
Kundenservice im JobCenter, ein 
Öko-Investitionsprogramm für Berlins 
Bezirke,… das sind Themenfelder, die 
es in Zukunft zu „beackern“ gilt. 
                                                      jüb

In Neukölln leben mehr als 160 
verschiedene Nationalitäten zusam-
men.
Damit dies eine gute Nachbarschaft 
wird, müssen die Menschen und ganz 
besonders die jungen Menschen sich 
kennenlernen. Sie sollten etwas wissen 
über die Traditionen, Feste, Bräuche, 
Religionen, Weltanschauungen und  
Werte ihrer Mitmenschen. Nur Wissen 
führt zu gegenseitigem Verständnis 
und verhindert, dass sich Vorurteile 
breitmachen, die die Menschen 
trennen.

Gemeinsame Werte erkennen
Auch im bekenntnisgebundenen Reli-
gionsunterricht wird zwar über andere 
Religionen und Weltanschauungen 
informiert, aber es ist etwas völlig 
Anderes, ob man übereinander spricht 
oder miteinander. Der Ethikunterricht 
bietet genau diese Möglichkeit, dass 
Schüler sich gegenseitig über ihre 
Anschauungen und Erfahrungen in-
formieren und austauschen. So können 
Vorurteile abgebaut, gemeinsame 
Werte erkannt und ein friedlicher, 
toleranter Umgang miteinander 
eingeübt werden. Das ist es, was 
Neukölln wirklich dringend braucht, 
damit aus dem Nebeneinander der 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
ein demokratisches Miteinander 
werden kann.
Die Verfechter von „Pro Reli“ 
propagieren die Wahlfreiheit, aber in 
Wirklichkeit fürchten sie sich vor der 
Freiheit der Wahl, die jede Schülerin 
und jeder Schüler in Berlin seit fast 
60 Jahren hat, nämlich freiwillig am 
Religionsunterricht teilzunehmen 
oder nicht. Aus Angst vor weiterem 
Einþussverlust propagieren die 
Verfechter von „Pro Reli“ ihre 
angebliche Wahlfreiheit zwischen 
Religion und Ethik, die aber in Wahrheit 
ein Wahlzwang ist, denn heute kann 
jede Schülerin und jeder Schüler beides 
haben, wenn sich „Pro Reli“ durchsetzt, 
müssen sie wählen und sich gegen ein 
Fach entscheiden.
Der freiwillige Religionsunterricht 
ýndet seit vielen Jahren in den Schulen 

statt und wird auch vom Land Berlin 
ýnanziert. Daran soll sich auch nichts 
ändern. 
Der freiwillige Religionsunterricht ist 
ein Ausdruck der wichtigen Trennung 
von Staat und Kirche, die nicht 
verwischt werden sollte. Und ich kann 
auch nicht verstehen, wie man ein 
religiöses Bekenntnis in das Schema 
von Schulnoten pressen kann, die für 
eine Versetzung wichtig sein können. 
Ich war immer stolz auf diese klare 
Trennung in Berlin, im Gegensatz z.B. 
zu den süddeutschen Ländern.
Dass der Religionsunterricht unter 
Teilnehmerschwund leidet, liegt sicher 
nicht am Fach Ethik, sondern daran, 
dass es weniger Christen in der Stadt 
gibt als noch zu meiner Schulzeit und 
am gestiegenen Leistungsdruck in den 
Schulen durch Verwissenschaftlichung 
des Fächerkanons und der Verkürzung 
der Schulzeit um ein Jahr bis zum 
Abitur. Ich selbst bin übrigens von der 
ersten Klasse bis zum Abitur freiwillig 
zum Religionsunterricht gegangen, 
aber auch zu meiner Schulzeit haben 
sich die meisten Schülerinnen und 
Sch¿ler nach der Konýrmation, sobald 
sie mit 14 selbst wählen konnten aus 
dem Religionsunterricht abgemeldet.
Heute in meiner Funktion als 
Jugendstadträtin erlebe ich täglich, 
wie sich Bevölkerungsgruppen unter-
schiedlicher kultureller Herkunft 
voneinander absondern. Und ich 
sehe immer öfter, wie Jugendliche 
die Religion zur Abgrenzung und zur 
Herabwürdigung Anderer benutzen, 
ohne die eigene oder die Religion des 
Anderen wirklich zu kennen. 

Vorurteile 
durch Wissen ersetzen
Deshalb brauchen wir in Neukölln 
so dringend ein gemeinsames 
Unterrichtsfach, das Vorurteile durch 
Wissen ersetzt, das zu Verständnis 
und Toleranz führt. Ein gemeinsames 
Fach Ethik für alle Schülerinnen und 
Schüler, das ihnen die Gelegenheit
gibt, Werte, aber auch Unsicherheiten 
in der Lebensgestaltung zu diskutieren, 
das sie ins Gespräch bringt, das 
Trennende überwinden hilft und 
Gemeinsamkeit schafft.
Bitte gehen Sie am 26.04.2009 zur 
Volksabstimmung und stimmen Sie 
mit NEIN, damit unsere Kinder weiter 
im Fach Ethik gemeinsam lernen 
können mit religiösen, kulturellen und 
demokratischen Werten eine friedliche 
Zukunft für Neukölln und alle seine 
Bürger aufzubauen.

NEIN zum Wahlzwang 
und zur Trennung, 
denn wir brauchen die 
Gemeinsamkeit.




